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Warum Trump US-Truppen abziehen will
Das Weiße Haus will nur noch 25 000 Soldaten in Deutschland stationieren – Das hätte auch Folgen für Rheinland-Pfalz

Von Can Merey, Michael Fischer
und Ruppert Mayr

M Washington/Berlin. In Berlin hat
man sich inzwischen an die Atta-
cken und Drohungen Donald
Trumps gewöhnt. Der US-Präsi-
dent hat sich Deutschland als Lieb-
lingsgegner unter den Nato-Ver-
bündeten ausgesucht. Und die
Bundesregierung versucht, mög-
lichst gelassen damit umzugehen.
Aber was am Wochenende mehre-
re Medien berichteten, ist deutlich
mehr als Trumps übliches Deutsch-
land-Geschimpfe. Der Präsident
will offenbar in großem Stil US-Sol-
daten aus Deutschland abziehen.
Damit geht er ans Eingemachte der
deutsch-amerikanischen Bezie-
hungen. Wir beantworten die wich-
tigsten Fragen:

Was plant Trump?
Nach US-Medienberichten will
Trump die US-Truppenpräsenz
hierzulande von derzeit 34 500 Sol-
daten um 9500 reduzieren. Außer-
dem soll eine Obergrenze von
25 000 US-Soldaten in Deutschland
eingeführt werden, berichtete das
„Wall Street Journal“. Offiziell be-
stätigt ist der Abbau allerdings
noch nicht. Der Sprecher des Nati-
onalen Sicherheitsrats, John Ullyot,
teilte lediglich mit, dass Trump den
Einsatz von US-Soldaten im Aus-
land ständig überprüfe. Die USA
sind demnach „weiterhin ent-
schlossen, mit unserem engen Ver-
bündeten Deutschland zusammen-
zuarbeiten“.

Wohin sollen die Truppen
aus Deutschland verlegt werden?
Die „New York Times“ berichtete
unter Berufung auf einen unge-
nannten Regierungsmitarbeiter,
dass ein Teil der 9500 Soldaten
nach Polen geschickt werden soll,
ein Teil in andere verbündete Län-
der und dass ein Teil in die USA zu-
rückkehren soll. Trump hatte be-
reits im Juni 2019 eine Verlegung
von Truppen von Deutschland nach
Polen ins Spiel gebracht. Anlass
war der Besuch des polnischen Prä-
sidenten Andrzej Duda im Weißen
Haus. Mit ihm versteht sich Trump
deutlich besser als mit Kanzlerin
Angela Merkel (CDU).

Warum will Trump die Soldaten
aus Deutschland abziehen?
Der frühere US-Botschafter in
Deutschland, Richard Grenell, hat-
te im vergangenen August gesagt,
es sei „wirklich beleidigend“ zu er-
warten, dass die US-Steuerzahler
für die US-Truppen in Deutschland
bezahlen, während die Deutschen
ihren Handelsüberschuss für hei-
mische Zwecke verwenden. Do-
nald Trump argumentierte in der
Vergangenheit (sehr verkürzt), dass
Deutschland Abermilliarden Euro
für Gas an den „potenziellen Feind“
Russland zahlt, sich im Ernstfall
aber von den USA beschützen las-
sen will – und gleichzeitig bei den
Verteidigungsausgaben hinter den
Nato-Verpflichtungen zurück-
bleibt. Polen lobt er dagegen aus-
drücklich für die Verteidigungs-
ausgaben.

Was sind die Streitpunkte
zwischen Berlin und Washington?
Die USA sind strikt gegen die Ost-
see-Pipeline Nord Stream 2, die
unter Umgehung von Polen und
der Ukraine Gas von Russland
nach Deutschland liefern soll. Wa-
shington hat bereits Sanktionen
erlassen, die den Bau verzögern.
US-Senatoren unternahmen erst
vor wenigen Tagen einen Vorstoß,
die Strafmaßnahmen noch zu ver-
schärfen. Im Handelskonflikt mit
der EU droht Trump immer wie-
der mit Strafzöllen für Autoim-
porte, was besonders deutsche
Hersteller treffen würde. Auch in
Bezug auf den Iran liegen die
USA und Deutschland nicht auf ei-
ner Linie. Zuletzt dürfte sich Trump
darüber geärgert haben, dass
Deutschlands Kanzlerin Merkel
seine Pläne für einen G7-Gipfel
schon diesen Monat im Weißen
Haus durchkreuzte.

Ist der geplatzte G7-Gipfel
Auslöser der Abzugspläne?
Das „Wall Street Journal“ berich-
tete unter Berufung auf eine mit
der Entscheidung vertraute Quelle,
Trumps Truppenabzugspläne hät-
ten nichts damit zu tun. Merkels
Absage wegen der Pandemie dürf-
te das Verhältnis zu Trump aber
nicht verbessert haben. Der
US-Präsident wollte den Gipfel im
Weißen Haus als Signal der Wie-
dereröffnung der USA nach der Co-
rona-Krise inszenieren, die aller-
dings noch nicht vorbei ist. Der Prä-
sident will angesichts der verhee-
renden Auswirkungen auf die
Wirtschaft möglichst schnell zur
Normalität zurückkehren. Nach
Merkels Absage sah sich Trump
veranlasst, den Gipfel voraussicht-
lich auf September zu verschieben.
Das kommt ihm im Wahlkampf si-
cher nicht zupass.

Haben die USA die Bundesregierung
konsultiert?
Nein. Die Bundesregierung wurde
von den Plänen über einen mögli-
chen Truppenabzug kalt erwischt.
Man erfuhr erst aus den Medien
davon. Es sei „sehr irritierend, dass
die Pläne nicht mit der Bundesre-
gierung besprochen worden sind“,
sagte der Transatlantik-Koordina-
tor der Bundesregierung, Peter Be-
yer. US-Präsident Trump vernach-
lässige damit „eine elementare
Führungsaufgabe: die Einbindung
der Bündnispartner in Entschei-
dungsprozesse“, meinte auch der
stellvertretende CDU/CSU-Frakti-
onschef Johann Wadephul. Der
Grünen-Außenpolitiker Jürgen
Trittin sagte, Trump breche aus

Wahlkampfgründen „einen weite-
ren Stein aus der Mauer des trans-
atlantischen Verhältnisses“.

Warum wäre ein möglicher
US-Truppenabzug für Deutschland
so schmerzhaft?
Die US-Truppen galten in der Zeit
des Kalten Krieges als Sicherheits-
garant für die Bundesrepublik
Deutschland. Die Truppenstatio-
nierung ist aber auch heute noch
ein wesentliches Bindeglied zwi-
schen beiden Ländern. Da ist ei-
nerseits der zwischenmenschliche
Aspekt: Über die Jahrzehnte sind
Tausende Freundschaften, Part-
nerschaften und Ehen zwischen
Deutschen und Amerikanern ent-
standen. Für die Regionen um die

US-Stützpunkte kommt der wirt-
schaftliche Aspekt hinzu. Allein in
Rheinland-Pfalz werden mehr als
7000 deutsche Ortskräfte von den
US-Streitkräften beschäftigt. Der
US-Luftwaffenstützpunkt Ramstein
generiert Schätzungen zufolge je-
des Jahr insgesamt 2 Milliarden
Dollar an Löhnen, Gehältern, Mie-
ten und Aufträgen in der regiona-
len Wirtschaft.

Ist der Abzug militärisch sinnvoll?
Das ist zumindest zweifelhaft. Der
frühere Befehlshaber der US-Trup-
pen in Europa, Ben Hodges, nennt
die Pläne einen „kolossalen Feh-
ler“. Die Entscheidung sei rein po-
litisch motiviert und folge keiner
Strategie, schrieb er auf Twitter.
Sie sei zudem ein „Geschenk an
Putin“. Fest steht jedenfalls, dass
die USA ihre Truppen nicht nur als
Wohltat für Deutschland oder die
Nato in Deutschland stationiert ha-
ben. Ramstein zum Beispiel ist das
Drehkreuz, über das die USA Trup-
pen und Nachschub in ihre Ein-
satzgebiete im Nahen Osten oder
Afrika bringen. Im nahe gelegenen
Landstuhl befindet sich das größte
US-Lazarett außerhalb der Verei-
nigten Staaten, im bayerischen
Grafenwöhr einer der größten
Truppenübungsplätze Europas und
in Stuttgart die Kommandozentra-
len für die US-Truppen in Europa
und Afrika.

Was passiert, wenn Donald Trump
wirklich ernst macht?
Ein US-Truppenabzug würde den
Ruf nach mehr europäischer Ei-
genständigkeit in Sicherheitsfra-
gen noch lauter werden lassen. Al-
lerdings ist das leichter gesagt als
getan. Die militärische Schlagkraft
der Nato stützt sich weiterhin über-
wiegend auf die Streitkräfte und
die Waffen der Großmacht USA.
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Da war die Stimmung noch bestens: Donald Trump besuchte mit Ehefrau Melania im Dezember 2018 Militärangehörige auf dem US-Luftwaffenstützpunkt
Ramstein in der Pfalz. Ramstein ist ein Dreh- und Angelpunkt für Militäroperationen in Afrika und dem Nahen Osten. Foto: dpa

Warnung vor Afrikas Corona-Krise
Entwicklungsminister
Müller: EU muss handeln

M Berlin. Bundesentwicklungsmi-
nister Gerd Müller (CSU) hat Eu-
ropa vor den verheerenden Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie
in Afrika gewarnt. „Brüssel darf
nicht warten, bis ganze Staaten zu-
sammenbrechen und es zu Unru-
hen und unkontrollierbaren
Fluchtbewegungen kommt“, sagte
Müller unserer Zeitung vor dem
Beginn der heutigen Videokonfe-
renz der EU-Entwicklungsminister.

Es geht nach den Worten des
CSU-Politikers in Afrika nicht nur
um die Frage, wie Covid-19-Er-

krankte trotz
schwacher Ge-
sundheitssysteme
gerettet werden
können. „In Afrika
herrscht bereits
eine dramatische
Hunger- und
Wirtschaftskrise“,
warnt der CSU-
Politiker. Millionen Menschen sind
nach seinen Worten arbeitslos –
und ohne Kurzarbeitergeld. Trans-
portwege seien unterbrochen, es
fehle an Lebensmitteln und Saat-
gut. Hinzu kommt in Ostafrika,
dass eine dramatische Heuschre-
ckenplage die Ernte vernichtet.
„Millionen Menschen hungern,

bevor das Virus ankommt“, unter-
streicht Müller.

Demgegenüber sei die europäi-
sche Solidarität bislang nur nach
innen gerichtet. „Die EU hat noch
keinen Cent zusätzlich zur Bewäl-
tigung der Wirtschafts- und Hun-
gerkrise in Afrika investiert“, kri-
tisierte der Minister. Nötig sei um-
gehend, dass die Europäische Uni-
on ein Sofortprogramm für Afrika
und den Nahen Osten auflegt. Da-
bei muss es aus Müllers Sicht so-
wohl um Nothilfen als auch um Sta-
bilisierungskredite gehen. Der Mi-
nisterrat will sich vor allem mit ge-
meinsamen Schritten gegen die
Corona-Folgen und mit der Er-
nährungssicherung befassen. may
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Die AfD stürzt in
Umfrage weiter ab
M Berlin. Die AfD ist im „Sonn-
tagstrend“ der „Bild am Sonntag“
auf den niedrigsten Wert seit Sep-
tember 2017 gefallen. In der Um-
frage des Meinungsforschungsin-
stituts Kantar verliert die Partei
zum vierten Mal in Folge 1 Pro-
zentpunkt im Vergleich zur Vor-
woche und liegt nun bei 8 Prozent.
Die Union verliert 2 Prozentpunk-
te, bleibt aber mit 38 Prozent klar
stärkste Kraft. Auf Platz zwei in der
Wählergunst stehen die Grünen
mit 16 Prozent, die damit einen
Punkt zulegen und an der SPD
vorbeiziehen. Die Sozialdemokra-
ten verlieren einen Punkt – 15
Prozent der Befragten gaben an,
die SPD wählen zu wollen, wenn
am nächsten Sonntag Bundestags-
wahl wäre. Die Linke gewinnt ei-
nen Punkt und kommt auf 8 Pro-
zent, die FDP dagegen büßt einen
Punkt ein und landet bei 7 Prozent.

Biden will Wunden des Rassismus heilen
US-Demokrat kann jetzt
gegen Trump antreten

M Washington. Der US-Demokrat
Joe Biden hat sich bei den jüngs-
ten Vorwahlen nach eigenen An-
gaben die nötigen Stimmen für die
Präsidentschaftskandidatur seiner
Partei gesichert. Damit kann es
nun als sicher gelten, dass er bei
der Wahl am 3. November für die
Demokraten gegen den Republi-
kaner Donald Trump antreten wird.

Er werde sich als Präsident da-
rum bemühen, das Land nach den
polarisierenden Jahren unter
Trump zu einen, versprach der 77-
Jährige. Er werde die Wirtschaft

stärken und für
Chancengleichheit
kämpfen. Biden
war unter Präsi-
dent Barack Oba-
ma Vizepräsident.

Der US-Demo-
krat will außerdem
als Präsident in
seinen ersten 100
Tagen im Amt eine Kommission für
Polizeireformen einsetzen. Zudem
soll der Kongress nach seinen Vor-
stellungen schon jetzt handeln und
umstrittene Polizeimethoden wie
Würgegriffe bei Festnahmen ver-
bieten. George Floyd dürfe nicht
nur einfach ein weiterer Hashtag
werden, schrieb Biden auf Twitter.

Anstatt wie Trump das Land zu
spalten und Hass zu schüren, wer-
de er sich darum bemühen, die
Wunden des Rassismus zu heilen.

Zustimmung erhält er auch vom
früheren US-Außenminister Colin
Powell, einem Republikaner. Po-
well sagte, er wolle den Demokra-
ten Biden wählen. Trump entferne
sich von der Verfassung und werde
„gefährlich für unsere Demokratie,
gefährlich für unser Land“, sagte
Powell. „Er lügt über Dinge und er
kommt damit durch, weil Men-
schen ihn nicht zur Rechenschaft
ziehen.“

Die nächsten Vorwahlen stehen
nach bisheriger Planung am 9. Juni
in Georgia und West Virginia an.

Joe Biden

Brasilien veröffentlicht
nur Corona-Totenzahl
M São Paulo. Brasilien veröffent-
licht keine Gesamtzahl der Coro-
na-Fälle mehr. Die Regierung hat
veranlasst, dass nur noch die Zahl
der Toten in den vergangenen 24
Stunden publiziert wird. Das Ge-
sundheitsministerium entfernte
auch die Datensammlung, die die
Entwicklung der vergangenen
Monate aufzeigte, aus dem Netz.
Die Änderungen widersprechen
dem international üblichen Vorge-
hen. Brasilien ist nach den USA
das weltweit am stärksten von der
Corona-Pandemie betroffene Land.
Mehr als 36 000 Menschen sind
bereits an den Folgen einer Virus-
infektion verstorben. Die Infektio-
nen steigen immer noch rasant an.

Maskenpflicht
bald auch an
allen Flughäfen?
Bislang gibt es noch keine
einheitliche Regelung

M Berlin/Genf. An deutschen Flug-
häfen könnte es nach „Spiegel“-In-
formationen bald einheitlich zu ei-
ner Maskenpflicht kommen. In den
Terminal- und Abfertigungsge-
bäuden der größeren Flughäfen
wie Stuttgart, München, Düssel-
dorf oder Berlin gibt es bereits eine
Maskenpflicht. Beim Flughafen
Frankfurt heißt es, die seit dem 27.
April hessenweit geltende Mas-
kenpflicht in Fahrzeugen des öf-
fentlichen Personennahverkehrs
und den Publikumsbereichen von
Geschäften, Bank- und Postfilialen
„gilt auch für den Bus-Shuttle und
die SkyLine, sowie Shops am Flug-
hafen“. Derweil hat die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) ihre
Haltung zum Tragen von Ge-
sichtsmasken in der Corona-Krise
geändert. Zur Eindämmung von In-
fektionen empfehle man nun ihre
Nutzung in überfüllten öffentlichen
Einrichtungen, teilte die WHO in
Genf mit.
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